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Allgemeine Geschaftsbedingungen
fur Steuerberater, Steuerbevollmachtigte und Steuerberatungsgesellschaften

Stand: August 2022

Die folgenden „Allgemeinen Geschaftsbedingungen" gelten fur Vertrage zwischen Steuerberatern, Steuerbevollmachtigten und Steuerberatungsgesellschaften (im Fol-
genden „Steuerberater" genannt) und ihren Auftraggebern, soweit nicht etwas anderes ausdrucklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

1. Umfang und Ausfiihrung des Auftrags
(1) Fur den Umfang der vom Steuerberater zu erbringenden Leistungen ist der erteilte Auftrag maggebend. Der Auftrag wird nach den Grundsatzen ordnungsge-

mager BerufsausLibung unter Beachtung der einschlagigen berufsrechtlichen Normen und der Berufspflichten (vgl. StBerG, BOStB) ausgefUhrt.
(2) Die Berucksichtigung auslandischen Rechts bedarf einer ausdrucklichen Vereinbarung in Textform.
(3) Andert sich die Rechtslage nach abschliegender Erledigung einer Angelegenheit, so ist der Steuerberater nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf die Anderung

oder die sich daraus ergebenden Folgen hinzuweisen.
(4) Die Prufung der Richtigkeit, Vollstandigkeit und Ordnungsmagigkeit der dem Steuerberater iibergebenen Unterlagen und Zahlen, insbesondere der BuchfUh-

rung und Bilanz, gehort nur zum Auftrag, wenn dies in Textform vereinbart ist. Der Steuerberater wird die vom Auftraggeber gemachten Angaben, insbesondere
Zahlenangaben, als richtig zu Grunde legen. Soweit er offensichtliche Unrichtigkeiten feststellt, ist er verpflichtet, darauf hinzuweisen.

(5) Der Auftrag stellt keine VollmachtfUr die Vertretung vor Behorden, Gerichten und sonstigen Stellen dar. Sie ist gesondert zu erteilen. 1st wegen der Abwesenheit
des Auftraggebers eine Abstimmung mit diesem Ober die Einlegung von Rechtsbehelfen oder Rechtsmitteln nicht moglich, ist der Steuerberater im Zweifel zu
fristwahrenden Handlungen berechtigt und verpflichtet.

2. Verschwiegenheitspflicht
(1) Der Steuerberater ist nach Maggabe der Gesetze verpflichtet, Liber alle Tatsachen, die ihm im Zusammenhang mit der AusfUhrung des Auftrags zur Kenntnis

gelangen, Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, der Auftraggeber entbindet ihn von dieser Verpflichtung. Die Verschwiegenheitspflicht besteht auch nach
Beendigung des Vertragsverhaltnisses fort. Die Verschwiegenheitspflicht besteht im gleichen Umfang auch fur die Mitarbeiter des Steuerberaters.

(2) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, soweit die Offenlegung zur Wahrung berechtigter Interessen des Steuerberaters erforderlich ist Der Steuerberater
ist auch insoweit von der Verschwiegenheitspflicht entbunden, als er nach den Versicherungsbedingungen seiner Berufshaftpflichtversicherung zur Information
und Mitwirkung verpflichtet ist.

(3) Gesetzliche Auskunfts- und Aussageverweigerungsrechte nach § 102 AO, § 53 StP0 und § 383 ZPO bleiben unberuhrt.

(4) Der Steuerberater ist von der Verschwiegenheitspflicht entbunden, soweit dies zur Durchfiihrung eines Zertifizierungsaudits in der Kanzlei des Steuerberaters
erforderlich ist und die insoweit tatigen Personen ihrerseits Ober ihre Verschwiegenheitspflicht belehrt worden sind. Der Auftraggeber erklart sich damit einver-
standen, dass durch den Zertifizierer/Auditor Einsicht in seine —vom Steuerberater angelegte und gefLihrte — Handakte genommen wird.

3. Mitwirkung Dritter
Der Steuerberater ist berechtigt, zur Ausfuhrung des Auftrags Mitarbeiter und unter den Voraussetzungen des § 62a StBerG auch externe Dienstleister (insbeson-
dere datenverarbeitende Unternehmen) heranzuziehen. Die Beteiligung fachkundiger Drifter zur Mandatsbearbeitung (z. B. andere Steuerberater, Wirtschaftsprii-
fer, Rechtsanwalte) bedarf der Einwilligung und des Auftrags des Auftraggebers. Der Steuerberater ist nicht berechtigt und verpflichtet, diese Dritten ohne Auftrag
des Auftraggebers hinzuzuziehen.

3a. Elektronische Kommunikation, Datenschute)
(1) Der Steuerberater ist berechtigt, personenbezogene Daten des Auftraggebers im Rahmen der erteilten Auftr5ge maschinell zu erheben und in einer automati-

sierten Datei zu verarbeiten oder einem Dienstleistungsrechenzentrum zur weiteren Auftragsdatenverarbeitung zu iThertragen.
(2) Der Steuerberater ist berechtigt, in Erfullung seiner Pflichten nach der DSGVO und dem Bundesdatenschutzgesetz einen Beauftragten fur den Datenschutz zu

bestellen. Sofern dieser Beauftragte fur den Datenschutz nicht bereits nach Ziff. 2 Abs. 1 Satz 3 der Verschwiegenheitspflicht unterliegt, hat der Steuerberater
dafEir Sorge zu tragen, dass der Beauftragte fur den Datenschutz sich mit Aufnahme seiner Tatigkeit zur Wahrung des Datengeheimnisses verpflichtet.

(3) Soweit der Auftraggeber mit dem Steuerberater die Kommunikation per Telefaxanschluss oder Ober eine E-Mail-Adresse wunscht, hat der Auftraggeber sich an
den Kosten zur Einrichtung und Aufrechterhaltung des Einsatzes von Signaturverfahren und Verschlusselungsverfahren des Steuerberaters (bspw. zur Anschaf-
lung und Einrichtung notwendiger Soft- bzw. Hardware) zu beteiligen.

4. Mangelbeseitigung
(1) Der Auftraggeber hat Anspruch auf Beseitigung etwaiger Mangel. Dem Steuerberater ist Gelegenheit zur Nachbesserung zu geben. Der Auftraggeber hat das

Recht —wenn und soweit es sich bei dem Mandat um einen Dienstvertrag i. S. d. §§ 611, 675 BGB handelt—, die Nachbesserung durch den Steuerberater abzuleh-
nen, wenn das Mandat durch den Auftraggeber beendet und der Mangel erst nach wirksamer Beendigung des Mandats festgestellt wird.

(2) Beseitigt der Steuerberater die geltend gemachten Mangel nicht innerhalb einer angemessenen Frist oder lehnt er die Mangelbeseitigung ab, so kann der Auf-
traggeber auf Kosten des Steuerberaters die Mangel durch einen anderen Steuerberater beseitigen lassen bzw. nach seiner Wahl Herabsetzung der Vergutung
oder Ruckgangigmachung des Vertrags verlangen.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten (z. B. Schreibfehler, Rechenfehler) konnen vom Steuerberater jederzeit, auch Dritten gegenuber, berichtigt werden. Sonstige M5rigel
darf der Steuerberater Dritten gegenuber mit Einwilligung des Auftraggebers berichtigen. Die Einwilligung ist nicht erforderlich, wenn berechtigte Interessen
des Steuerberaters den Interessen des Auftraggebers vorgehen.

5. Haftung
(1) Die Haftung des Steuerberaters und seiner Erfullungsgehilfen fur einen Schaden, der aus einer oder — bei einheitlicher Schadensfolge — aus mehreren Pflicht-

verletzungen anlasslich der ErfUllung eines Auftrags resultiert, wird auf 4.000.000,00 €2 (in Worten: vier Millionen €) begrenzt.
Die Haftungsbegrenzung bezieht sich allein auf Fahrlassigkeit Die Haftung fur Vorsatz bleibt insoweit unberuhrt. Von der Haftungsbegrenzung ausgenommen

1) Zur Verarbeitung personenbezogener Daten muss zudem eine Rechtsgrundlage aus Art. 6 DSGVO einschlagig sein. Dieser zahlt die Rechtsgrundlagen rechtmagiger
Verarbeitung personenbezogener Daten lediglich auf. Der Steuerberater muss a ugerdem die Informationspflichten gem. Art. 13 oder 14 DSGVO durch Obermittlung
zusatzlicher Informationen erfullen. Hierzu sind die Hinweise und Erlauterungen im Hinweisblatt zu dem Vordruck NT. 1005 „Datenschutzinformationen fur Mandanten"
und Nr. 1006 „Datenschutzinformation zur Verarbeitung von Beschaftigtendaten" zu beachten.

2) Bitte ggf. Betrag einsetzen. Um von dieser Regelung Gebrauch machen zu konnen, muss em n Betrag von mindestens 1 Mio. € angegeben werden und die vertragliche
Versicherungssumme muss wenigstens 1 Mio. € fur den einzelnen Schadensfall betragen; anderenfalls ist die Ziffer 5 zu streichen. In diesem Fall ist darauf zu achten, dass
die einzelvertragliche Haftungsvereinbarung eine Regelung entsprechend Ziff. 5 Abs. 2 enthalt. Auf die weiterfiihrenden Hinweise im Merkblatt NT. 1001 wird verwiesen.

3) Die Reform der Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAD) tritt zum 01.08.2022 in Kraft. Nach § 59n Abs. 1 BRAD n. F. ist jede Berufsausubungsgesellschaft, egal welcher
Rechtsform, zum Abschluss und zur Unterhaltung einer Berufshaftpflichtversicherung verpflichtet. Hieraus ergeben sich Anderungen entsprechend der jeweiligen Versi-
cherungssumme. Differenzierend regelt die groge BRAD -Reform die Hohe der erforderlichen Soziet5tsdeckung: Erforderlich ist grundsatzlich eine Versicherungssumme
von 2,5 Millionen € (§ 590 Abs. 1 BRAD n. F.). Fur kleine Berufsausiibungsgesellschaften reicht hingegen gernag § 590 Abs. 2 BRAD n. F. eine Versicherungssumme von
1 Million €. Eine niedrigere Mindestversicherungssumme in Hohe von 500.000 € gilt, wenn die Sozietat nicht haftungsbeschrankt ist (§ 590 Abs. 3 BRAD n. F.). Nach § 67a
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 StBerG kann die Haftung in den allgemeinen Geschaftsbedingungen auf den vierfachen Betrag der Mindestversicherungssumme begrenzt werden,
wenn insoweit Versicherungsschutz besteht. Durch die Erhohung der Mindestversicherungssumme ist dies ab 01.08.2022 entsprechend anzupassen. Um von dieser
Regelung in diesem Fall Gebrauch machen zu konnen, muss der Betrag entsprechend dem jeweiligen Einzelfall angepasst werden. Die vertragliche Versicherungssumme
muss den Vorgaben hinsichtlich des einzelnen Schadensfalles entsprechen; andernfalls ist die Ziffer 5 zu streichen. In diesem Fall ist darauf zu achten, dass die einzel-
vertragliche Haftungsvereinbarung eine Regelung entsprechend Zia 5 Abs. 2 enthalt. Auf die Hinweise im DWS-Merkblatt Nr. 1001 wird verwiesen.
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sind HaftungsansprLiche fur Schaden aus der Verletzung des Lebens, des Korpers oder der Gesundheit. Die Haftungsbegrenzung gilt fur die gesamte Tatigkeit des
Steuerberaters fur den Auftraggeber, also insbesondere auch fur eine Ausweitung des Auftragsinhalts; einer erneuten Vereinbarung der Haftungsbegrenzung
bedarf es insoweit nicht. Die Haftungsbegrenzung gilt auch bei Bildung einer Sozietat/Partnerschaft und Obernahme des Auftrags durch die Sozietat/Partner-
schaft sowie fur neu in die Sozietat/Partnerschaft eintretende Sozien/Partner. Die Haftungsbegrenzung gilt ferner auch gegenilber Dritten, soweit diese in den
Schutzbereich des Ma ndatsverha ltnisses fallen; § 334 BGB wird insoweit a usdrucklich nicht abbedungen. Einzelvertragliche Haftungsbegrenzungsverein barun-
gen gehen dieser Regelung vor, lassen die Wirksamkeit dieser Regelung jedoch — soweit nicht ausdrucklich anders geregelt — unberLihrt.

(2) Die Haftungsbegrenzung gilt, wenn entsprechend hoher Versicherungsschutz bestanden hat, ruckwirkend von Beginn des Mandatsverhaltnisses bzw. dem
Zeitpunkt der Hoherversicherung an und erstrecict sich, wenn der Auftragsumfang nachtraglich geandert oder erweitert wird, auch auf diese Falle.

6. Pflichten des Auftraggebers; unterlassene Mitwirkung und Annahmeverzug des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber ist zur Mitwirkung verpflichtet, soweit es zur ordnungsgernagen Erledigung des Auftrags erforderlich ist. Insbesondere hat er dem Steuerbe-
rater unaufgefordert alle fur die Ausfuhrung des Auftrags notwendigen Unterlagen vollstandig und so rechtzeitig zu Libergeben, dass dem Steuerberater eine
angemessene Bearbeitungszeit zur Verfugung steht. Entsprechendes gilt fiir die Unterrichtung Ober alle Vorgange und Umstande, die fur die Ausfiihrung des
Auftrags von Bedeutung sein !carmen. Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle schriftlichen und miindlichen Mitteilungen des Steuerberaters zur Kenntnis zu neh-
men und bei Zweifelsfragen Riicksprache zu halten.

(2) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhangigkeit des Steuerberaters oder seiner Erfullungsgehilfen beeintrachtigen konnte.
(3) Der Auftraggeber verpflichtet sich, Arbeitsergebnisse des Steuerberaters nur mit dessen Einwilligung weiterzugeben, soweit sich nicht bereits aus dem Auftrags-

inhalt die Einwilligung zur Weitergabe an einen bestimmten Dritten ergibt.
(4) Setzt der Steuerberater beim Auftraggeber in dessen Raumen Datenverarbeitungsprogramme em, so ist der Auftraggeber verpflichtet, den Hinweisen des

Steuerberaters zur Installation und Anwendung der Programme nachzukommen. Des Weiteren ist der Auftraggeber verpflichtet, die Programme nur in dem
vom Steuerberater vorgeschriebenen Umfang zu nutzen, und er ist auch nur in dem Umfang zur Nutzung berechtigt. Der Auftraggeber darf die Programme
nicht verbreiten. Der Steuerberater bleibt Inhaber der Nutzungsrechte. Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was der AusLibung der Nutzungsrechte an den
Programmen durch den Steuerberater entgegensteht.

(5) Unterlasst der Auftraggeber eine ihm nach Ziff. 6 Abs. 1 bis 4 oder anderweitig obliegende Mitwirkung oder kommt er mit der Annahme der vom Steuerberater
angebotenen Leistung in Verzug, so ist der Steuerberater berechtigt, den Vertrag fristlos zu kiindigen (vgl. Ziff. 9 Abs. 3). Unberiihrt bleibt der Anspruch des
Steuerberaters auf Ersatz der ihm durch den Verzug oder die unterlassene Mitwirkung des Auftraggebers entstandenen Mehraufwendungen sowie des verur-
sachten Schadens, und zwar auch dann, wenn der Steuerberater von dem Kiindigungsrecht keinen Gebrauch macht.

7. Urheberrechtsschutz

Die Leistungen des Steuerberaters stellen dessen geistiges Eigentum dar. Sie sind urheberrechtlich geschiitzt. Eine Weitergabe von Arbeitsergebnissen augerhalb
der bestimmungsgernagen Verwendung ist nur mit vorheriger Zustimmung des Steuerberaters in Textform zulassig.

8. Vergutung, Vorschuss und Aufrechnung

(1) Die VergLitung (GebLihren und Auslagenersatz) des Steuerberaters fur seine Berufstatigkeit nach § 33 StBerG bemisst sich nach der SteuerberatervergLitungsver-
ordnung (StBVV). Eine hohere oder niedrigere als die gesetzliche VergLitung kann in Textform vereinbart werden. Die Vereinbarung einer niedrigeren Vergutung
ist nur in augergerichtlichen Angelegenheiten zulassig. Sie muss in einem angemessenen Verhaltnis zu der Leistung, der Verantwortung und dem Haftungsrisiko
des Steuerberaters stehen (§ 4 Abs. 3 StBVV).

(2) Fur Tatigkeiten, die in der VergLitungsverordnung keine Regelung erfahren (z. B. § 57 Abs. 3 Nrn. 2 und 3 StBerG), gilt die vereinbarte VergLitung, anderenfalls die
fur diese Tatigkeit vorgesehene gesetzliche Vergiitung, ansonsten die Libliche VergLitung (§§ 612 Abs. 2 und 632 Abs. 2 BGB).

(3) Eine Aufrechnung gegeniiber einem Verglitungsanspruch des Steuerberaters ist nur mit unbestrittenen oder rechtskraftig festgestellten Forderungen zulassig.

(4) Für bereits entstandene und voraussichtlich entstehende Gebiihren und Auslagen kann der Steuerberater einen Vorschuss fordern. Wird der eingeforderte Vor-
schuss nicht gezahlt, kann der Steuerberater nach vorheriger Ankundigung seine weitere Tatigkeit fur den Auftraggeber einstellen, bis der Vorschuss eingeht.
Der Steuerberater ist verpflichtet, seine Absicht, die Tatigkeit einzustellen, dem Auftraggeber rechtzeitig bekanntzugeben, wenn dem Auftraggeber Nachteile
aus einer Einstellung der Tatigkeit erwachsen konnen.

9. Beendigung des Vertrags

(1) Der Vertrag endet mit Erfallung der vereinbarten Leistungen, durch Ablauf der vereinbarten Laufzeit oder durch Kiindigung. Der Vertrag endet nicht durch den
Tod, durch den Eintritt der Geschaftsunfahigkeit des Auftraggebers oder im Falle einer Gesellschaft durch deren Auflosung.

(2) Der Vertrag kann —wenn und soweit er einen Dienstvertrag i. S. d. §§ 611, 675 BGB darstellt —von jedem Vertragspartner augerordentlich gektindigt werden, es
sei denn, es handelt sich um em n Dienstverhaltnis mit festen Bezugen, § 627 Abs. 1 BGB; die KLindigung hat in Textform zu erfolgen. Soweit im Einzelfall hiervon
abgewichen werden soil, bedarf es einer Vereinbarung, die zwischen Steuerberater und Auftraggeber auszuhandeln ist.

(3) Bel KLindigung des Vertrags durch den Steuerberater sind zur Vermeidung von Rechtsnachteilen des Auftraggebers in jedem Fall noch diejenigen Handlungen
durch den Steuerberater vorzunehmen, die zumutbar sind und keinen Aufschub dulden (z. B. Fristverlangerungsantrag bei drohendem Fristablauf).

(4) Der Steuerberater ist verpflichtet, dem Auftraggeber alles, was er zur AusfLihrung des Auftrags erhalt oder erhalten hat und was er aus der Geschaftsbesorgung
erlangt, herauszugeben. Augerdem ist der Steuerberater verpflichtet, dem Auftraggeber auf Verlangen Ober den Stand der Angelegenheit Auskunft zu erteilen
und Rechenschaft abzulegen.

(5) Mit Beendigung des Vertrags hat der Auftraggeber dem Steuerberater die beim Auftraggeber zur Ausfuhrung des Auftrags eingesetzten Datenverarbeitungspro-
gramme einschlieglich angefertigter Kopien sowie sonstige Programmunterlagen unverzuglich herauszugeben bzw. sie von der Festplatte zu loschen.

(6) Nach Beendigung des Auftragsverhaltnisses sind die Unterlagen beim Steuerberater abzuholen.

(7) Endet der Auftrag vor seiner vollstandigen Ausfuhrung, so richtet sich der VergLitungsanspruch des Steuerberaters nach dem Gesetz. Soweit im Einzelfall hiervon
abgewichen werden soil, bedarf es einer gesonderten Vereinbarung in Textform.

10. Aufbewahrung, Herausgabe und Zuriickbehaltungsrecht in Bezug auf Arbeitsergebnisse und Unterlagen

(1) Der Steuerberater hat die Handakten fur die Dauer von zehn Jahren nach Beendigung des Auftrags aufzubewahren. Diese Verpflichtung erlischt jedoch schon vor
Beendigung dieses Zeitraums, wenn der Steuerberater den Auftraggeber aufgefordert hat, die Handakten in Empfang zu nehmen, und der Auftraggeber dieser
Aufforderung binnen sechs Monaten, nachdem er sie erhalten hat, nicht nachgekommen ist.

(2) Handakten i.S.v. Abs. 1 sind nur Dokumente, die der Steuerberater aus Anlass seiner beruflichen Tatigkeit von dem Auftraggeber oder fur ihn erhalten hat, nicht
aber die Korrespondenz zwischen dem Steuerberater und seinem Auftraggeber sowie Dokumente, die der Auftraggeber bereits in Urschrift oder Abschrift erhal-
ten hat, sowie die zu internen Zwecken gefertigten Arbeitspapiere (§ 66 Abs. 2 Satz 4 StBerG n. F.).

(3) Auf Anforderung des Auftraggebers, spatestens aber nach Beendigung des Auftrags, hat der Steuerberater dem Auftraggeber die Handakten innerhalb einer
angemessenen Frist herauszugeben. Der Steuerberater kann von Unterlagen, die er an den Auftraggeber zurLickgibt, Abschriften oder Fotokopien anfertigen und
zuruckbehalten oder dies im Wege der elektronischen Datenverarbeitung vornehmen.

(4) Der Steuerberater kann die Herausgabe der Handakten verweigern, bis er wegen seiner Gebiihren und Auslagen befriedigt ist. Dies gilt nicht, soweit die Vorent-
haltung der Handakten und der einzelnen Schriftstiicke nach den Umstanden unangemessen ware (§ 66 Abs. 3 StBerG n. F.).

11. Sonstiges

Fur den Auftrag, seine Ausfuhrung und die sich hieraus ergebenden Anspruche gilt ausschlieglich deutsches Recht. Erfiillungsort ist der Wohnsitz des Auftraggebers,
soweit er nicht Kaufmann, juristische Person des offentlichen Rechts oder offentlich-rechtliches Sondervermogen ist, ansonsten die berufliche Niederlassung des
Steuerberaters. Der Steuerberater ist — nicht— bereit, an einem Streitbeilegungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle teilzunehmen (§§ 36, 37 VSBG).4)

12. Wirksamkeit bei Teilnichtigkeit

Falls einzelne Bestimmungen dieser Geschaftsbedingungen unwirksam sein oder werden sollten, wird die Wirksamkeit der Obrigen Bestimmungen dadurch nicht
beruhrt.

4) Falls die Durchfuhrung von Streitbeilegungsverfahren vor der Verbraucherschlichtungsstelle gewunscht ist, ist das Wort „nicht" zu streichen. Auf die zustandige
Verbraucherschlichtungsstelle ist in diesem Fall unter Angabe von deren Anschrift und Website hinzuweisen.


